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SPD (Ost) au f Distanz zu Bonn?
Von Klassenkampfparolen wollen die 
Rostocker Sozialdemokraten nichts 
wissen. „Wir sind nicht die Partei der 
Konfrontation, wir sind die Partei der 
Ossis“, umschreibt Peter Magdanz, 
SPD-Fraktionsvorsitzender in der 
Bürgerschaft der Ostseestadt, das 
Selbstverständnis der Genossen. „Bei 
dem Berg von Problemen, vor dem 
wir hier stehen“, sagt Magdanz, 
„würde doch kein Mensch verstehen, 
wenn wir anfingen, uns vor der Öf­
fentlichkeit parteipolitisch zu behar- 
ken.“ Der Physiker, der wie einige an­
dere ostdeutsche SPD-Mitglieder 
über die Bürgerbewegungen in die 
Partei kam, hält nichts von polemi-^ 
sehen Scheingefechten und abgeklär­
ten Statements westdeutscher Politi­
ker. „Wenn es der Sache dient“, so 
der Fraktionschef ganz pragmatisch, 
„stimmen wir auch mit CDU und 
PDS.“ Durch das Tal der Tränen, 
durch das die ehemaligen DDR-Bür­
ger jetzt wandern, müßten alle ge­
meinsam durch. Dabei würden die 
Ratschläge mancher westdeutscher 
Part-eifreunde, jetzt eine forschere 
Gangart gegenüber den politischen 
Gegnern einzulegen, doch wenig wei­
terhelfen. Peter Magdanz: „Wir So­
zialdemokraten in Rostock haben im­
mer schon unseren eigenen Kopp 
gehabt.“
Ohnehin hat die SPD in Ostdeutsch­
land ganz andere Probleme: „In den 
knapp eineinhalb Jahren, seit es uns 
gibt, haben wir doch fast nur Wahl­
kampf gemacht“, berichtet der 35jäh- 
rige Magdanz. Organisation und poli­
tische Bildungsarbeit blieben zwangs­
läufig auf der Strecke. Überall zwi­
schen Elbe und Oder plagen die erst 
kurz vor der Wende in der ehemali­
gen DDR neu gegründete SPD ähnli­
che Probleme. „Nach der Euphorie 
vor über einem Jahr“, berichtet Erwin 
Rauch, Mitbegründer und erster Ge­
schäftsführer der SPD in Cottbus, 
„hat sich eigentlich hier nichts be­
wegt.“ Im Gegenteil. Immer weniger 
Genossen würden sich an der Basisar­
beit in den Ortsvereinen beteiligen. 
„Unsere Leute“, sagt Rauch, „quält 
immer stärker die wachsende Orien­
tierungslosigkeit. Ökonomisch bricht 
hier alles zusammen.“ Und bei vielen 
noch aktiven Genossen wächst die 
Angst, daß eine reformorientierte 
Politik im Strudel der sich abzeich­
nenden sozialen und wirtschaftlichen 
Katastrophe ganz untergehen könnte. 
Die Mitgliederzahl von 240 bei insge­
samt 180 000 Einwohner der Kreise 
Cottbus Stadt und Land stagniere seit 
Monaten. Der 62jährige Uhrmacher­
meister Rauch, der mangels Umsatz 
gerade seine letzte Angestellte entlas­
sen mußte, trauert heute verlorenen 
Chancen nach: „Wir Sozialdemokra­
ten haben uns mit den kleinen Ex- 
SED-Mitgliedem so schwer getan. 
Die meisten von denen, die ich 
kenne, sind heute längst in der 
CDU.“ Rauchs Fazit: „Das letzte Jahr 
war für uns ein verlorenes Jahr.“ Bis 
heute ist es der SPD östlich der Elbe 
auch kaum gelungen, Arbeiter für die 
Partei zu gewinnen. „Wir haben zwar 
viele Sympathisanten unter den 
Werftarbeitern“, berichtet Wolfgang 
Herrmann, SPD-Fraktionsgeschäfts- 
führer in der Rostocker Bürgerschaft, 
„doch von den ersten Aktionen in 
den Schiffbaubetrieben haben wir 
erst aus der Zeitung erfahrend Zwar 
sei das auch den anderen politischen 
Parteien -  vom Bündnis über die 
PDS bis zur CDU -  so gegangen, 
doch für die Sozialdemokraten sei 
der kaum vorhandene Kontakt zu den 
Werktätigen besonders bitter. In den 
neuen Bundesländern ist die alte Ar­

beiterpartei mehr eine Partei von 
mittleren Angestellten und kleinen 
Unternehmern. „90 Prozent unserer 
Mitglieder“, schätzt auch Martin Gor- 
hold, Landesgeschäftsführer des Lan­
des Brandenburg, „stammen aus den 
Mittelschichten.“
Trotz Spenden und oft großzügiger 
Unterstützung von westdeutschen 
Partner-Ortsvereinen kommen die 
ostdeutschen Sozialdemokraten auch 
finanziell nicht auf die Beine. Der ge­
samte Apparat SPD-Ost wird im 
Schnitt zu drei Vierteln mit Geldern 
aus Bonn finanziert. Im Landesver­
band Brandenburg stehen den Ausga­
ben von rund zwei Millionen D-Mark 
in diesem Jahr gerade mal Einnah­
men in Höhe von 450 000 D-Mark ge­
genüber. „Eigentlich brauchen wir 
36 000 Mitglieder“, rechnet Martin 
Gorhold vor, „um unseren Apparat 
selbst finanzieren zu können.“ Doch 
davon sind die Genossen in Branden­
burg meilenweit entfernt. Der SPD- 
Landesgeschäftsführer schätzt die 
Mitgliederzahl in dem Bundesland 
auf mittlerweile knapp 6 000. Viele 
seien nach den verlorenen Wahlen im 
letzten Jahr „mit dem Gefühl, in der 
falschen Partei zu sein“ (Martin Gor­

hold), wieder ausgetreten. „Die haben 
nie auch nur einen Pfennig Beitrag 
gezahlt“, berichtet Gorhold. Doch ei­
nen genauen Überblick über die tat­
sächliche Mitgliederzahl wird es erst 
mit der Einführung des Bankeinzugs­
verfahren geben. Martin Gorhold: 
„Noch wird bei uns kassiert.“
Vor einem Jahr, kurz vor der Volks­
kammerwahl, gab die Bonner Partei­
führung noch stolz die Mitgliederzahl 
in Ostdeutschland mit 100 000 an. 
Nach der Wahlschlappe wurden die 
Hochrechnungen langsam korrigiert: 
Im vergangenen Sommer sollten es 
dann 35 000 Genossen sein. Heute 
schätzt SPD-Schatzmeister Hans-Ul­
rich Klos den Mitgliederstand in den 
neuen Bundesländern nur auf 22 000 
bis 26 000. Doch niemand weiß ge­
nau, wie lange nun diese Zahl Be­
stand haben wird. Für Klose ist aller­
dings klar, daß es dabei nicht bleiben 
darf. Der Schatzmeister will diese ne­
gative Entwicklung jetzt mit einer 
groß angelegten Werbekampagne um­
kehren: In den nächsten vier Jahren 
soll eine Verzehnfachung der Mitglie­
derzahl erreicht werden, damit sich 
die SPD im Osten Deutschlands dann 
selbst finanzieren kann. „Überzeu­

gungsarbeit und viel Geduld“, emp­
fiehlt Klose als Erfolgsrezept.
Doch den Vorstellungen der Bonner 
Zentrale treten die Sozialdemokraten 
in Rostock mit großer Skepsis gegen­
über. „Vom Rhein“, sagt Peter Mag­
danz, „kommt viel beschriebenes Pa­
pier aber wenig Hilfe.“ An der 
Wamow setzen die Genossen eher 
auf die Stärkung der Ortsvereine und 
sind an einem aufgeblähten Parteiap­
parat wenig interessiert. „Wir sind 
eine lebendige und basisorientierte 
Partei“, so der Rostocker Fraktions­
chef, „und das müssen wir auch blei­
ben.“ Denn nach vier Jahrzehnten 
SED-Herrschaft habe das Wort Partei 
einen schalen Beigeschmack und 
wirke auf viele Menschen in der ehe­
maligen DDR eher abschreckend. 
„Wir können nur ganz bedächtig und 
über eine konstruktive Politik die 
Menschen gewinnen“, meint Sozial­
demokrat Magdanz. Die Politikmü­
digkeit unter den Ostdeutschen habe 
nach den bitteren Erfahrungen der 
letzten Monate noch weiter zugenom­
men. „Für große Werbekampagnen 
haben die Leute hier doch kein Ver­
ständnis.“

Peter Gärtner

Aufrufzu einem Berliner Friedensforum
Der Golfkrieg offenbarte, wie ge­
fährdet der Frieden noch ist, trotz 
der millionenfachen Erfahrung 
von Kriegsleiden und der Gefahr 
irreparabler Schäden für Mensch 
und Umwelt.
Einmal in Gang gesetzt, vermoch­
ten die Friedensfreunde den Krieg 
nicht zu stoppen. Wir müssen also 
radikaler, tiefer ansetzen. Wir 
streben den Frieden als entmilita­
risierte Sicherheit der Völker an, 
Entmilitarisierung als Übergangs­
prozeß zu einer Weltfriedensord­
nung, in der Konflikte ohne Waf­
fen und Feindbilder ausgetragen 
werden, in der das gleichberech­
tigte Zusammenleben ausnahms­
los aller Völker friedlich verwirk­
licht wird...
Laßt uns das, was wir weltweit an­
streben, im eigenen Umkreis be­
ginnen ...
Machen wir aus Berlin eine Stadt 
ohne Waffenproduktion, ohne 
Waffenhandel, ohne Soldaten, 
ohne Kriegsabgaben. Die Entmili­

tarisierung ist eng mit der Lösung 
sozialer Probleme verbunden. 
Eine Friedensstadt Berlin wäre 
eine würdige deutsche Haupt­
stadt, ein Symbol dafür, daß das 
deutsche Volk die Lehren aus sei­
ner Vergangenheit in eine Zu­
kunftspolitik einbringt. Eine Frie­
densstadt Berlin wäre ein neuer 
Anfang.
In einigen Städten haben sich 
„Runde Tische Frieden“ zusam­
mengefunden. Wir fragen uns, ob

nicht auch in Berlin ein Forum 
ins Leben gerufen werden müßte, 
auf dem Bürger und ihre Abgeord­
neten, Mitarbeiter von Friedens­
forschungsinstituten, Mitglieder 
von Friedensgruppen und Frie­
densinitiativen und überhaupt 
alle Interessierten miteinander 
ins Gespräch kommen könnten. 
Ziel müßte sein, an einer kon­
struktiven Friedenspolitik für un­
sere Stadt mitzuwirken.

Wir rufen alle Bürger dieser Stadt auf, alle Frauen, Kinder und Männer, 
alle Christen, alle Moslems, alle Buddhisten, Juden und Atheisten, sich 
diesem Aufruf anzuschließen.

Wir schlagen vor,
am 21. 03.1991 um 19.00 Uhr im Wilhelm-Pieck-Saal,
Haus der Demokratie,
Friedrichstraße 165,
Berlin, 1080
über die Gründung eines „Berliner Friedensforums“ zu beraten.

Arbeitskreis Entmilitarisierung der Sicherheit 
Runder Tisch von Unten

Versuchs-Ostler
gesucht

Scheinbar gut gelernt vom ober­
sten Devisenbeschaffer der Ex- 
DDR haben die Mitarbeiter der 
Arzneimittelforschung GmbH in 
Westberlin. Unter der Schlag­
zeile „Jeder, der Arzneimittel 
einnehmen muß, möchte, daß 
diese gut geprüft werden“ sucht 
die Firma „Damen und Her­
ren im Alter zwischen 50 bis 80 
Jahren, die bereit sind, an der 
Weiterentwicklung eines Medi­
kamentes zur Verbesserung der 
geistigen Leistungsfähigkeit“ 
mitzuarbeiten. Wie zum Trost 
wird versichert, daß „während 
der Studie ständig ärztliche Auf­
sicht“ gesichert sei.

Ängste im Osten
Berlin (epd). In den östlichen 
Bundesländern leidet etwa ein 
Viertel der Bevölkerung an 
Angst. Trotzdem sind aber 61% 
der Bevölkerung davon über­
zeugt, das es ihnen in fünf Jah­
ren besser gehen wird. Das geht 
aus einer Untersuchung des Wis­
senschaftszentrums für Sozial­
wissenschaften in Berlin hervor. 
Danach waren bisher 13% der 
Bewohner der ehemaligen DDR 
mit ihrem Leben unzufrieden, je­
der sechste fühlte sich unglück­
lich. Das Zufriedenheitsniveau 
in Ostdeutschland gestaltet sich 
„in geradezu dramatischem Aus­
maß“ in negativem Sinne beein­
druckend. Mit dem Haushalts­
einkommen sind viermal so viele 
Ostdeutsche unzufrieden wie die 
1988 in Westdeutschland Befrag­
ten, mit ihrem Lebensstandard 
dreimal so viele. Auch im Be­
reich der Öffentlichen Sicher­
heit, im Netz der sozialen Siche­
rungen und den Arbeitsplatz be­
treffend zeigen sich ähnliche 
Diskrepanzen. Über ihre nied­
rige Lebenszufriedenheit hätten 
sich die Befragten sehr besorgt 
geäußert. „Öfter erschöpft oder 
zerschlagen“ fühlen sich 52% der 
Ostdeutschen (gegenüber 44% 
der Westdeutschen), 28% über­
kommen immer wieder ,»Ängste 
und Sorgen“ (19% im Westen) 
und 16% sind „gewöhnlich un­
glücklich oder niedergeschlagen“ 
(10% im Westen). Die Wissen­
schaftler kommen zu dem 
Schluß, daß in der früheren 
DDR die Lebensqualität daran 
gemessen wird, daß sich persön­
liche Ansprüche unter den gege­
benen Lebensbedingungen nur 
schwierig realisieren lassen. Das 
münde in Unzufriedenheit, die 
sich wiederum in einer weiteren 
Steigerung von Ansprüchen äu­
ßern könnte.

Vorwürfe wegen 
Ausländerpolitik

Scharfe Vorwürfe hat die Aus­
länderbeauftragte der Stadt 
Dresden, Marita Schieferdecker- 
Adolph, an die Adresse der Bon­
ner Regierung gerichtet. Es gebe 
eine Ungleichbehandlung von 
Ausländern in der Ex-DDR und 
in den Altbundesländem. Frau 
Schieferdecker-Adolph forderte 
dazu Nachbesserungen im Eini­
gungsvertrag.


